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Konstellation
Friedrich Ebert, Chef des Rats der 
Volksbeauftragten, stellt im De-
zember 1918 dem Staatsrechtler 
Hugo Preuß die Aufgabe, einen 
Verfassungsentwurf zu erarbeiten. 
Preuß hatte praktische Gründe da-
für, dass er die Grundrechte in sei-
nen Entwurf zunächst nicht auf-
nehmen wollte. Ihm ist vor Augen
das warnende Beispiel des Schick-
sals der Frankfurter Paulskirche
und ihrer Verfassungsarbeit, die
nicht zuletzt an dem Problem der
Grundrechte zugrunde gegangen
ist. Sie hat [...] sich mit der Bera-
tung der Grundrechte beschäftigt,
statt die Organisation des neuen
Reichs unter Dach und Fach zu
bringen. (Ebert 1919a, S. 1502)
Gemahnt von der langwierigen
Grundrechtediskussion in der Nati-
onalversammlung von 1848, wollte 
Preuß der von 1919 eine solche De-
batte nicht aufzwingen, um durch 
die zügige Verabschiedung der Ver-
fassung rasch stabile politische Zu-
stände herbeizuführen. In der ers-
ten Fassung fehlen mithin die 
Grundrechte, worauf Friedrich 
Ebert ihre Aufnahme reklamiert:
Vor allem vermisse ich [...] die
scharfe, ins Auge fallende Beto-
nung gewisser demokratischer Ge-
sichtspunkte: persönliche Freiheit,
Freiheit der Wissenschaft in ihrer
Lehre, Gewerbefreiheit, Pressefrei-
heit, Versammlungsfreiheit, Koali-
tionsfreiheit usw. Aus politischen
und taktischen Gründen muß das
in prägnanter Form hervorgehoben
werden, wenn es auch sachlich
schon in der Vorlage steht. (Ebert
1919b, S. 10)
Es wurde nach dieser Intervention
ein „Unterausschuß Grundrechte“ 
gebildet, der die Voraussetzungen 
für die Implementierung der Grund- 
rechte schaffen sollte, wie sie in der 
Verfassung von 1848 normiert sind. 
Der Verfassungsentwurf dieses Un-
terausschusses ist Gegenstand von
Debatten in der Nationalversamm-
lung.
Diese Konstellation ist Ausgangs-
punkt für die folgenden Überle-
gungen, die Diskurs-, Text- und
Zeitgeschichte im Zeichen von His-
torizität in einen Zusammenhang 
bringen wollen, und zwar unter 
den spezifischen Bedingungen des 
gesellschaftlich-politischen Um-
bruchs.
Dazu seien Vorbemerkungen zu 
den drei Kategorien ‚Historizität‘, 
‚Paradigma‘ und ‚Umbruch‘ formu-
liert:
1. Es wird zwischen Geschichtlich-
keit und Historizität unterschieden,
indem Geschichtlichkeit als allge-
meines Phänomen jeglicher gesell-
schaftlicher Hervorbringungen ver-
standen wird. Diese generelle Eigen- 
schaft wird mit der Kategorie der
Historizität spezifiziert. Historizität
sei verstanden als diejenige Version
von Geschichtlichkeit, die im Kon-
text einer ‚Paradigmatisierung‘ ei-
nem historischen Text einen spezifi-
schen Akzent verleiht – Historizität
sei mithin Ergebnis von Relevant-
setzungen.
HISTORIZITÄT VERLEIHT 
EINEM HISTORISCHEN TEXT 
EINEN SPEZIFISCHEN 
AKZENT, INDEM SIE IHN ZU 
EINER INSTANZ ERHEBT
2. Unter ‚Paradigma‘ wird im Kon-
text dieser Untersuchung die In-
stanziierung eines bedeutenden
Textes der Textgeschichte verstan-
den insofern, als dieser Text Refe-
renztext bei der Erstellung weiterer
Exemplare desselben Genres, der-
selben Textsorte ist. Die Instanz
‚Grundrechte‘ hat in diesem Sinn
den Status eines paradigmatischen
Basistextes, der Text der Grund-
rechte in der Verfassung von 1848
ist in diesem Sinn ein Paradigma.
3. Das Verhältnis von Zeit- und
Sprachgeschichte setzt voraus,
„dass konkrete historische Umstän-
de spezifische Wirkungen auf der
Ebene der Diskurse hervorrufen
(können)“ (Guilhaumou 2003, S.
23). Umbrüche als plötzliche, radi-
kale gesellschaftlich-politische Ver-
änderungen sind solche „konkreten
historischen Umstände“, deren
„spezifische Wirkung“ höchstes und 
rasch wirkendes Veränderungspo-
Erschienen in: Sprachreport 32 (2016), H. 3, S. 12-20
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tenzial hat. Dieses Veränderungs-
potenzial manifestiert sich in unter-
schiedlichen diskursiven Dimensio- 
nen, z. B. in Bezug auf: 
 • die Themen (neue Themen be-
herrschen die Diskurse, die zu-
vor nicht möglich waren),
 • die Beteiligten (neue Diskurs-
gemeinschaften entstehen),
 • die Texte (es werden neue Textfor-
mate / -sorten erforderlich oder
bestimmte Textformate / -sorten
kommen in hoher Frequenz vor), 
 • die lexikalisch-semantische Struk-
tur (Wortschatz eränderungen)
und
 • die kommunikativen Praktiken
(es entstehen z. B. neue Formate
politischen Redens).2
Thema, Beteiligte, Texte und Text-
sorten, Wortschatz und kommuni-
kative Praktiken sind also Diskurs-
ebenen, auf denen sich sprachliche 
Umbrüche manifestieren (vgl. dazu 
Kämper 2011). Die Gesellschaftlich-
keit von politisch-sozialem Wandel 
und die Gesellschaftlichkeit sprach-
licher Umbrüche stehen auf diesen 
Ebenen in Beziehung zueinander. 
In unserem Fall ist es die Textsorte 
‚Verfassung‘, die per se einen Um-
bruch indiziert – Verfassungen sind 
zu beschreiben als Folge der Ablö-
sung und Neuetablierung politischer 
Systeme. 
Mit diesem Rahmen also – ‚Histori-
zität‘, ‚Paradigma‘, ‚Umbruch‘ – 
sind drei Aspekte markiert, mit de-
nen der Gegenstand beschrieben 
wird. Dieser Gegenstand heißt in 
der Frageform formuliert: 
Aufgrund welcher diskursiven, 
semantischen, strukturellen, 
kommunikativen Prozesse er-
hält ein Text den Status der His-
torizität? 
Zur Beantwortung dieser Fragen 
sei thesenartig vorausgesetzt:
1. Der Status der Historizität von
Texten ist Ergebnis agonaler Dis-
kurse.
2. Texte erhalten den Status der His-
torizität durch Formen von Wis-
sensmanagement.
3. Die Historizität von Texten ist
textlinguistisch als ein intertextuel-
les Phänomen beschreibbar.
Damit ist der Titel des Beitrags kon-
kretisiert, indem die textlinguisti-
sche Perspektive eingenommen 
wird, er ist konzentriert, indem er 
den Umbruch von 1919 und den 
diesen Umbruch in hohem Maß re-
präsentierenden Text der Verfas-
sung fokussiert. 
Zu 1. Der Status der Historizität 
von Texten ist Ergebnis agona-
ler Diskurse 
Geschichtlichkeit ist ein allgemei-
nes Phänomen, mit dem wir es im 
gesellschaftlichen Kontext stets zu 
tun haben – es ist immer alles 
geschichtlich. Geschichtlichkeit be-
zeichnet auch die historische und 
gesellschaftliche Bedingtheit von 
Texten und von Texten in Diskur-
sen. Historizität dagegen ist Ergeb-
nis von diskursiven Akten der ex-
pliziten Thematisierung und damit 
der Konzipierung des Diskursge-
genstands. Da Agonalität eine basa-
le Beschaffenheit von Diskursen ist, 
ist Historizität mithin als Ergebnis 
agonaler Diskurse zu verstehen, im 
Zuge derer z. B. Texten dieser Sta-
tus zugeschrieben wird.  
„Die Grundrechte des deutschen Volkes“ (1848), Lithografie von Adolph 
Schroedter
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Der im vorliegenden Kontext der 
Historizitätseigenschaft zentrale 
Aspekt ist der der Diskursgeprägt-
heit, also der Gesellschaftlichkeit 
von Texten. Diskursivität – um die 
von Ingo Warnke zur Bezeichnung 
des Phänomens der Diskursgebun-
denheit von Texten eingeführte Ka-
tegorie zu verwenden (vgl. Warnke 
2000; 2002) – verweist auf die gesell-
schaftliche Kontextgebundenheit 
von Texten, auf ihre soziale (und 
damit geschichtliche) Bedingtheit. 
HISTORIZITÄT VON TEXTEN 
IST ERGEBNIS AGONALER 
AUSEINANDERSETZUNGEN 
IN DISKURSEN
Als Beitrag zur Beschreibung von 
Sprachwandel-, und speziell von 
Polyfunktionalisierungsphänome-
nen, formuliert Warnke (2000) die 
These, dass „der Einzeltext als his-
torische Quelle [...] Einsichten in 
Sprachwandelvorgänge nur [er-
möglicht], wenn er im Kontext 
gleichgerichteter Vertextungen ver-
ortet wird“ (Warnke 2000, S. 219), 
um diesen „Kontext gleichgerichte-
ter Vertextungen“ dann – mit den 
Foucault'schen Kategorien – „Dis-
kurs“ zu nennen und das „Ereig-
nis“ Einzeltext von der „Serie“ der 
Vertextungsgeschichte abzugren-
zen (ebd.). Diskursivität definiert 
Warnke dann als „den kommunika-
tiven Zusammenhalt einer Vielzahl 
singulärer Vertextungen, der als se-
riell organisierte und anonyme 
kommunikative Praxis funktiona-
len Sprachwandel bedingt“ (ebd., 
S. 220) und setzt diese mit Intertex-
tualität gleich.3
Texte als Diskursphänomene zu 
verstehen heißt, sie als einen kon-
trovers im Zuge kommunikativer 
gesellschaftlicher Praktiken reprä-
sentierten Gegenstand zu bewer-
ten. Auf das Beispiel der Weimarer 
Verfassung bezogen: Die Grund-
rechte werden im „Unterausschuß 
Grundrechte“ beraten, es finden 
Diskussionen in Parteien statt, Zei-
tungen berichten und kommentie-
ren, und in der Nationalversamm-
lung wird mit Argumenten de- 
battiert. Ein sehr kleiner Ausschnitt 
dieses Diskurses – die Kon troverse 
zwischen Hugo Preuß und Fried-
rich Ebert – wurde eingangs ge-
zeigt.
Festzuhalten ist: Der Text der 
Grundrechte ist ein kontrovers re-
präsentierter Kommunikationsge-
genstand, woraus sich das Prinzip 
der Diskursgeprägtheit ableiten lässt. 
Historizität von Texten entsteht 




heit ist nach Aspekten des Wissens-
managements und der Intertextua-
lität zu differenzieren.
Zu 2. Texte erhalten den Status 
der Historizität durch Formen 
von Wissensmanagement
Im Zuge dieser agonalen Konstitu-
ierung des Diskursthemas ‚Grund-
rechte‘ wird Wissen aktiviert. Wir 
können auch sagen, Historizität ist 
ein Wissensformat, denn: Der Sta-
tus der Historizität setzt das Vor-
handensein von vergangenheitsbe-
zogenem Erinnerungs- bzw. histo- 
rischem Wissen einer Gesellschaft 
voraus. Dieses Wissen ist in diskur-
siv geprägten Texten aufgehoben 
und sprachlich manifestiert, und es 
wird in einer Gegenwart, also in ei-
nem neuen gesellschaftlichen Kon-
text, aktualisiert. Ich beziehe mich 
hier auf Antos, der Texte versteht 
als 
sprachlich basierte [...] Formen der 
Konstitution und Organisation von 
komplexem Wissen (Antos 1997, S. 
44).4
Zu diesen Konstitutions- und Orga-
nisationsformen zählt Antos u. a. 
„gewonnenes Wissen in neue textu-
elle Zusammenhänge zu stellen“ 
und die „Bewertung verschiedener 
Wissensbestände“. Damit sind 
Handlungsmodi bezeichnet, mit 
denen wir es im Zusammenhang 
mit unserem Beispiel zu tun haben. 
Zum einen ist der neue textuelle 
Zusammenhang die Verfassung 
von 1919 – ein auf die Verfassung 
von 1848 bezogener Wissensbe-
stand wird aktiviert. Zum anderen 
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erfolgt die Bewertung dieses Wis-
sensbestands der Grundrechte in 
unserem Kontext, also im Kontext 
einer kontroversen politischen und 
damit binär strukturierten Kommu-
nikation, über Evaluierungssignale. 
Evaluierende Kodierung von Wis-
senselementen meint ihre Konstitu-
ierung durch solche Prädikationen 
und Nominationen, die den betref-
fenden Gegenstand affirmativ z. B. 
als gewünscht oder gesollt, also 
positiv-deontisch, oder ablehnend 
z. B. als unerwünscht oder nichtge-
sollt, also negativ-deontisch, kon-
struieren. Evaluierungssignale drü-
cken Haltungen und Bewertungen
in Bezug auf die Elemente des je-
weils kodierten Wissens aus.
Positiv-deontische Evaluierungen 
nimmt z. B. Friedrich Ebert vor, der 
die Aufnahme der Grundrechte in 
die Verfassung reklamiert (s. o.). 
Der Zentrumsabgeordnete Konrad 
Beyerle, der maßgebliche Initiator, 
evaluiert die Grundrechte als Gold-
körner aus der Paulskirche (Beyerle 
1919, S. 29). Die Mitglieder des 
„Unterausschusses Grundrechte“ 
aspektualisieren im Zuge ihrer po-
sitiv-deontischen Evaluierung des 
Gegenstands diesen mit unter-
schiedlichen Funktionsbezeichnun-
gen: Der Theologe Friedrich Nau-
mann etwa metaphorisiert die 
staatsrechtliche Textsorte mit der 
Bezeichnung für eine religiöse 
Textsorte als 
Volkskatechismus: ein sich von 
selbst darbietender Volkskatechis-
mus zur Herbeiführung derjenigen 
Gesinnung, auf der der Staat be-
ruht (Naumann 1919a, S. 179). 
Der Jurist Erich Koch-Weser von 
der DDP betont dagegen ihren 
Rechtscharakter:
die Grundrechte sind [...] der Ver-
such, [...] die wichtigsten Materien 
unseres Rechtslebens neu zu ord-
nen (Koch-Weser 1919, S. 2123). 
Adolf Gröber von der Zentrums-
partei versteht darunter eine den 
Bürger vor dem Staat schützende 
Instanz: 
ein weitgehender moralischer 
Schutz gegen einen gewalttätigen
Staatsmann oder eine gewalttätige
Regierung (Gröber 1919, S. 183). 
Wiederum Friedrich Naumann 
sieht den „volkspädagogische[n] 
Zweck der Grundrechte“ (Nau-
mann 1919b, S. 2190) darin, dass 
dem Volk mit ihnen die Frage be-









rungen drücken die Gegner der 
Vorlage, die der „Unterausschuß 
Grundrechte“ erarbeitet hat und 
die nun also die Grundrechte von 
1848 enthält, ihre Haltung aus. Sie 
nehmen die Debatte zum Anlass für 
Abwertungen, die zeigen: Man war 
im Jahr 1919 offensichtlich auf Neu-
es gestimmt – der politisch-gesell-
schaftliche Umbruch, der den radi-
kalen systemischen Wechsel von 
der Monarchie zur Demokratie be-
wirkte, scheint insbesondere der 
Linken und linken Mitte einfache 
Übernahmen aus der 1848er-Ver-
fassung nicht zu erlauben: 
die ältesten Ladenhüter aus dem 
Jahre 1848 (Schücking 1919, S. 25), 
vergebliche Mühe, [...] an die Tra-
ditionen der Frankfurter National-
versammlung von 1848 anzuknüp-
fen (Cohn 1919, S. 25f.). 
Der Abgeordnete Koch-Weser, der 
prinzipiell zu den Befürwortern zu 
zählen ist, bemerkt: 
reichlich wenig neuer Wein in [...]
alten Schläuche[n] (Koch-Weser 
1919a, S. 25).
Die Verkündung der Verfassung im Reichsgesetzblatt 1919
16    IDS SPRACHREPORT 3/2016  
Diese „Operationen von Wissens-
generierung“ hat Gerd Antos text-
bezogen formuliert (s. o.). Auf Dis-
kursebene sind sie ein Phänomen 
von diskursiver Wissensdistributi-
on. Ingo Warnke (2008) nennt die 
Diskurse, in denen dies geschieht, 
„Streudiskurse“: 
Der Streudiskurs ist ein kommuni-
kativer Strukturtyp von thematisch 
verbundenen Intertexten, die Wis-
sensbestände zwischen verschiede-
nen Diskursebenen und -domänen 
verteilen (Warnke 2008, S. 29). 
Halten wir fest: Die diskursiv aktu-
alisierten Daten sind textuell reprä-
sentierte Manifestationen von Wis-
sensbeständen, denen im Rahmen 
von Evaluierungsprädikationen 
und Nominationen ihr historischer 
Wert zugeschrieben wird. Daraus 
leiten wir das Prinzip des evaluie-
renden Wissensmanagements ab:
Wissensmanagement ist ein 
Akt zur Herstellung von Histo-
rizität von Texten, wenn Wis-
sen über Texte Gegenstand eva-
luierender Prüfungen ist.
Zu 3. Die Historizität von Texten 
ist textlinguistisch als ein 
intertextuelles Phänomen 
beschreibbar
Intertextualität ist die Bezeichnung 
für alle Arten von impliziten oder 
expliziten Bezugnahmen auf vor-
gängige oder zeitgleiche Texte.
Die Intertextualitätsforschung be-
ginnt mit Julia Kristevas berühmt 
gewordenem Aufsatz aus dem Jahr 
1967, deutsch „Bachtin, das Wort, 
der Dialog und der Roman“ (1972) , 
mit dem vielzierten Mosaikbild: 
Jeder Text baut sich als Mosaik von 
Zitaten auf, jeder Text ist Absorpti-
on und Transformation eines ande-
ren Textes. An die Stelle des Be-
griffs der Intersubjektivität tritt der 
Begriff der Intertextualität, und die 
poetische Sprache lässt sich zumin-
dest als eine doppelte lesen (Kriste-
va 1972, S. 348).
Nach de Beaugrande / Dressler ist 
Intertextualität eine Kategorie 
um die Abhängigkeiten zwischen 
Produktion bzw. Rezeption eines 
gegebenen Textes und dem Wissen 
der Kommunikationsteilnehmer 
über andere Texte zu bezeichnen 
(1981, S. 188). 
Das ist zwar eine ausgesprochen 
allgemeine Bestimmung, die aber 
dazu auffordert bzw. es ermöglicht, 
Klassifizierungskriterien unter-
schiedlicher Intertextualitätsphäno-
mene zu benennen – die Autoren 
tun dies in Bezug auf Textsorten. 
Susanne Holthuis (1993) unter-
scheidet zwischen typologischer 
(„als Funktions- oder Äquivalenz-
relation zwischen Texten oder Tex-
ten und Texttypen“ (ebd., S. 54)) 




basiert [...] auf dem Prinzip der 
Äquivalenz, verstanden als mehr 
oder weniger komplexe identische 
oder äquivalente typologische Re-
lationen zwischen Texten (Holthuis 
1993, S. 59). 
EIN TEXT HAT GRUNDSÄTZ-
LICH EINE DURCH ANDERE 
TEXTE DETERMINIERTE 
GESCHICHTE




wissenschaftlich etwa Zitat (in Ver- 
sionen von Reproduktion, Collage 
und Parodie), Allusion und Para-
phrase, ist aus linguistischer Per-
spektive „‚exophorische‘ oder ‚kon-
textualisierende‘ Referentialität“. 
Es handelt sich um 
Komponenten ‘textexterner Refe-
renz’ auf außertextliche Korrelate 
bzw. Wirklichkeits- oder Textmo-
delle, wobei zu unterscheiden ist, 
ob die kontextuell bzw. intertextu-
ell orientierte Referenz explizit 
oder implizit indiziert ist (Holthuis 
1993, S. 90/Anm.). 
Den Unterschied zwischen vorgän-
gigen und zeitgleichen Texten mar-
kiert Diekmannshenke mit den Ka-
tegorien „synchrone“ und „dia- 
chrone Intertextualität“. Synchrone 
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Intertextualität bedeutet, dass „Au-
torIn und RezipientInnen sich auf 
Texte ihrer unmittelbaren Gegen-
wart beziehen.“ ‚Diachrone Inter-
textualität im Produktionsprozess‘ 
bezeichnet den Bezug „auf zeitlich 
zurückliegende Texte, sogenannte 
Prätexte“ (Diekmannshenke 1997, 
S. 151).
Intertextualität ist also ein prinzipiel- 
les Aufeinanderbezogensein sprach- 
licher Instanzen und bedeutet, eine 
Texteinheit nicht isoliert zu denken, 
sondern als in einen Verbund histo-
rischer und zeitgenössischer Texte 
eingelassen. Mit dieser Bestim-
mung setzen wir voraus, dass ein 
Text grundsätzlich auf andere Texte 
verweist, ohne textuelle Bezüge 
nicht möglich ist, nie für sich steht 
und eine durch andere (zeitgenössi-
sche und / oder historische) Texte 
determinierte Geschichte hat.5 
Intertextualität manifestiert sich 
konkret sprachlich auf mehreren 
Ebenen. In Bezug auf unser Beispiel 
ist die Relation des Textes der Ver-
fassung von 1919 (WRV) – als Neh-
mertext – zu dem Text der Verfas-
sung von 1848 (RV) – als Gebertext 
– auf der formalen Ebene der Text-
sorte, auf der Ebene der strukturel-
len Übernahmen bzw. Modifizie-
rungen sowie auf der lexika- 
lisch-semantischen Ebene be-
schreibbar:
 • Auf der formalen Ebene stellt
die WRV eine Übernahme der
Textsorte Verfassung als ‚konsti-
tutionelle Normierung der
Grundrechte‘ dar. Explizit
nimmt auf diesen Aspekt ein
Mitarbeiter von Hugo Preuß,
Alfred Schulze, Bezug. Er er-
klärte sich im Zuge der Debatt
bereit, die Grundrechte „aus der
48er Verfassung ab[zu]schrei-
ben, soweit sie heute noch paßt“




SCHEN DEN TEXTEN DER
VERFASSUNG VON 1848
UND 1919
 • Auf der strukturellen Ebene las-
sen sich in Bezug auf Abwei-
chungen bzw. Übereinstim-
mungen folgende Feststellungen 
machen: Die Anzahl der als
Grundrechte bezeichneten Text-
elemente (Paragrafen bzw. Arti-
kel) ist unterschiedlich (RV: 60,
WRV: 57). Der Status dieser
Textelemente wird unterschied-
lich bezeichnet (RV: §, WRV: Ar-
tikel). Die Reihenfolge der ein-
zelnen Grundrechte wird z. T.
übernommen, z. T. verändert.
So folgt in beiden Verfassungen
die Bestimmung zur Meinungs-
freiheit auf die Bestimmung zum 
Briefgeheimnis, dagegen sind
zwischen den Bestimmungen,
die Freizügigkeit (§ 133) und 
Auswanderungsfreiheit (§ 136) 
regeln, in der RV zwei Bestim-
mungen eingeschaltet, in der 
WRV folgen sie unmittelbar
nacheinander (Art. 111, 112).
 • Der lexikalisch-semantische Ver- 
gleich zeigt Wiederaufnah-
men / Reformulierungen (z. B.
die wörtlichen Parallelen von
§ 138 / Art. 114: „Die Freiheit der
Person ist unverletzlich.“) und
Ergänzungen: Während § 140
lapidar festlegt, „Die Wohnung
ist unverletzlich“, ist der ent-
sprechende Artikel 11 der WRV
mit der Formulierung „Die
Wohnung jedes Deutschen ist
für ihn eine Freistätte und un-
verletzlich“ ausführlicher, man
kann sagen, pathetischer. Wäh-
rend § 144 der RV knapp be-
stimmt: „Jeder Deutsche hat
volle Glaubens- und Gewissens-
freiheit“, ist Art. 135 deutlich
präziser: „Alle Bewohner des
Reichs genießen volle Glaubens- 
und Gewissensfreiheit. Die un-
gestörte Religionsausübung
wird durch die Verfassung ge-
währleistet und steht unter
staatlichem Schutz. Die allge-
meinen Staatsgesetze bleiben
hiervon unberührt.“ Ein wei-
teres Moment der Intertextuali-
tät sind Adaptionen. Insofern
„Preßfreiheit“ ein zentrales Mo-
tiv der Revolution von 1848
18    IDS SPRACHREPORT 3/2016  
war, wird sie als Sachverhalt in 




Preßfreiheit darf unter keinen
Umständen und in keiner Weise
durch vorbeugende Maaßre-
geln, namentlich Census, Con-
cessionen, Sicherheitsbestellun- 
gen, Staatsauflagen, Beschrän-
kungen der Druckereien oder
des Buchhandels, Postverbote
oder andere Hemmungen des
freien Verkehrs beschränkt, sus-
pendirt oder aufgehoben wer-
den.“ 1919 dagegen wird sie
zwar normiert, allerdings wird
in Art. 118/2 lediglich in größter
Knappheit festgelegt: „Eine 
Zensur findet nicht statt, doch




 • Im Hinblick auf textfunktio-
nale Varianten zeigen zwei
Beispiele den Unterschied zwi-
schen der vagen Soll-Bestim-
mung der RV (§ 155: „Für die
Bildung der deutschen Jugend
soll durch öffentliche Schulen
überall gesorgt werden.“; § 148:
„Niemand soll zu einer kirch-
lichen Handlung oder Feierlich-
keit gezwungen werden“) und
der apodiktisch-direktiven und
damit verpflichtenden Formu-
lierung (Art. 43: „Für die Bil-
dung der Jugend ist durch öf-
fentliche Anstalten zu sorgen.“;
Art. 136: „Niemand darf zu ei-
ner kirchlichen Handlung oder 
Feierlichkeit [...] gezwungen 
werden.“). Schließlich sind Be-
zeichnungsersetzungen Bei-
spiele für lexikalisch-seman-
tische Intertextualität: Während 
1848 das Verhältnis der in 
Staatsdiensten Arbeitenden mit 
Staatsdiener bezeichnet wird 
(§ 156: „Die öffentlichen Lehrer
haben die Rechte der Staatsdie-
ner.“), heißt ihr Status 1919
deutlich distanzierter Staatsbe-
amte (Art. 143: „Die Lehrer an
öffentlichen Schulen haben die
Rechte und Pflichten der Staats-
beamten.“).
Auf welcher Sprachebene solche in-
tertextuellen Bezugnahmen auch 
stattfinden – sie sind, wenn es sich 
um Bezüge auf historische Texte 
handelt – Faktoren der Schaffung 
von Historizität.
Daraus leiten wir das Prinzip der 
intertextuellen Reflektion ab:
Intertextualität ist ein Phäno-
men, das die Historizität von 
Texten auf der Textebene als ge-
genwartskompatibel gemachte 
Aktualisierungen von histori-
schen Texten unter den Bedin-
gungen einer jeweiligen gegen-
wärtigen Diskursformation 
reflektiert.
4. Fazit: Historizität – markierte
Geschichtlichkeit – Relevantset-
zung
Nachdem wir unseren Gegenstand
auf der Diskursebene verortet, im
Kontext agonal funktionalisierten
Wissensmanagements beschrieben
und auf der Textebene seine formal-
textsortenbedingten und lexika-
lisch-semantischen intertextuellen
Bezüge herausgestellt haben, for-
mulieren wir als Befund:
Insbesondere in politisch und ge-
sellschaftlich bewussten Zeiten, in 
Umbruchzeiten also, erfahren ge-
sellschaftliche Relevantsetzungen 
hohe Dynamik, für die die Schaf-
fung von Historizität ein Umbruch 
indizierendes Phänomen ist. 
Insofern ist auch der Status der His-
torizität von Texten Ergebnis von 
Relevantsetzungen, die Umbruch-
zeiten markieren: Ein historischer 
Text wird diskursiv platziert, das 
Wissen über diesen Text wird eva-
luiert, der Text erhält textstruktu-
rell den Status eines Gebertextes. 
HISTORIZITÄT VON TEXTEN 
IST ERGEBNIS VON RELE-
VANTSETZUNGEN, DIE UM- 
BRUCHZEITEN MARKIEREN
Mit dieser Bezugnahme im Sinn ei-
ner Relevantsetzung und Schaffung 
von Historizität erhält der Geber-
text paradigmatisches Potenzial. 
Wir beziehen Historizität und Para-
digma aufeinander, indem wir Pa-
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radigma bestimmen als Ergebnis ei-
nes Relevantsetzungsprozesses – in 
unserem Fall des Grundrechteteils 
der Verfassung von 1848, die den 
Status eines Gebertextes erhält. 
Ist dieser Befund belast- und gene-
ralisierbar? Dies gilt es zu überprü-
fen, was hier nicht geleistet werden 
kann. Diese Überprüfung müsste, 
da wir ja die Kategorien Historizi-
tät, Umbruch, Paradigmatik aufein-
ander beziehen, exemplarisch die 
Verfassungsdiskurse 1933, 1945 
und 1989/90 rekonstruieren.   
In Bezug auf den Umbruch von 
1933 müssten wir feststellen: Unter 
geänderten gesellschaftlich-politi-
schen Bedingungen verliert ein bis 
dahin als paradigmatisch gewerte-
ter Text auf einmal seine Gültigkeit, 
wird entwertet und als irrelevant 
abgesetzt – er wird enthistorisiert. 
Das tun die Nazis mit der Weimarer 
Reichsverfassung: Sie entwerten sie 
und insbesondere die Grundrechte 
bereits während der Weimarer Re-
publik und dann vor allem nach 
1933. Die Paradigmatik des Grund-
rechteteils der Weimarer Reichsver-
fassung von 1919, und erst recht die 
der Paulskirchenverfassung, wird 
dann im Verfassungskonvent 1947/48 
neu geschaffen, in dem explizit die-
se Verfassungstradition der Grund-
rechtenormierung aufgenommen 
wird. Beim Umbruch von 1989/90 
dann geht es gar nicht mehr um die 
Relation von Geber- und Nehmer-
text mit diskursiven, evaluierenden 
und textstrukturellen Manifestatio-
nen, sondern das Grundgesetz und 
die in ihm kodifizierten Grundrech-
te erhalten sozusagen absoluten 
Status, indem sein Geltungsbereich 
auf die neuen Bundesländer über-
tragen wurde, ohne dass der Text 
als solcher verändert worden wäre. 
Anmerkungen
1 Leicht überarbeiteter Vortrag, gehal-
ten auf der 3. Jahrestagung des Ta-
gungsnetz erks ‚Diskurs – interdis-
ziplinär‘, 19. bis 21. November 2013, 
Universität Bremen: „Die Gegenwär-
tigkeit historischer Diskursformatio-
nen – Begriffsgeschichte – Historische 
Pragmatik – Textuelle Historizität“.
2 Schlieben-Lange (1996) beschreibt 
das Umbruchphänomen diskursbe-
zogen in Bezug auf die Geschichte 
der Sprachwissenschaft: „Brüche in 
Serien können in dieser Perspektive 
gerade als Erscheinungsform des dis-
kursiven Zugriffs gelesen werden: 
die Serien verändern sich, wenn sie in 
den Sog der Diskurse als je neuer Sys-
tematisierungen des sprachlich for-
mulierten Wissens (z. B. über Spra-
che) geraten.“ (ebd., S. 237).  
3 Vgl. auch Warnke (2002): „Jedes Text-
vorkommen dokumentiert als Positi-
vierung von Aussagen bereits diskur-
sive Strukturen und schreibt die 
Diskursformation inhaltlich fort“ 
(S. 9).
4 Antos macht „die Rolle von Texten 
im Kontext der kulturellen Evolution 
von Wissen zum Ausgangs- und Ziel-
punkt einer ‚evolutionstheoretischen‘ 
Begründung der Textlinguistik“ 
(Antos 1997, S. 44).
5 In der Formulierung von Ulla Fix: 
„Jeder Text wird vom Produzenten 
wie vom Rezipienten mit Bezug auf 
Textwissen und Texterfahrung, d. h. 
vor dem Hintergrund zuvor produ-
zierter und rezipierter Texte, in der 
Kontinuität des jeweiligen Umgangs 
mit Texten wahrgenommen.“ (Fix 
2008, S. 449).
Literaturverzeichnis
Antos, Gerd (1997): Texte als Konstituti-
onsformen von Wissen. Thesen zu ei-
ner evolutionstheoretischen Begrün-
dung der Textlinguistik. In: Antos, 
Gerd / Heike Tietz (Hg.): Die Zukunft 
der Textlinguistik. Traditionen, 
Transformationen, Trends. Berlin, 
New York: de Gruyter, S. 43-63.
Beyerle, Konrad (1919): [Grundrechte-
diskussion], zitiert nach Pauly 2004. 
Bollmeyer, Heiko (2007): Der steinige 
Weg zur Demokratie. Die Weimarer 
Nationalversammlung zwischen Kai-
serreich und Republik. Frankfurt / M.: 
Campus.
Cohn, Oskar (1919): [Grundrechtedis-
kussion], zitiert nach Pauly 2004.
de Beaugrande, Robert / Wolfgang U. 
Dressler (1981): Einführung in die 
Textlinguistik. Tübingen: Niemeyer.
Diekmannshenke, Hajo (1997): Sponta-
ne versus kanonisierte Intertextuali-
tät. Vom neuen Umgang mit der Bi-
bel in der Reformationszeit. In: Klein, 
Josef / Ulla Fix (Hg.): Textbeziehun-
gen. Linguistische und literaturwis-
senschaftliche Beiträge zur Intertex-
tualität. Tübingen: Stauffenberg, 
S. 149-166.
Ebert, Friedrich (1919a): Nationalver-
sammlung, 54. Sitzung, 11. Juli 1919. 
In: Stenografische Berichte Bd. 328, 
S. 1502.
Ebert, Friedrich (1919b): [Grundrechte-
diskussion], zitiert nach Pauly 2004. 
20    IDS SPRACHREPORT 3/2016  
Fix, Ulla (2008): Aspekte der Intertexua-
lität. In: Text- und Gesprächslinguis-
tik. 1. Halbband. Hg. von Brinker, 
Klaus / Gerd Antos / Wolfgang Hei-
nemann / Sven F. Sager (Handbücher 
zur Sprach- und Kommunikations-
wissenschaft 16). Berlin / New York: 
de Gruyter, S. 449-457. 
Gröber, Adolf (1919): Verfassunggeben-
de deutsche Nationalversammlung. 
18. Sitzung des Verfassungsausschus-
ses, 31. März 1919. Weimar 1919,
S. 183.
Guilhaumou, Jacques (2003): Geschich-
te und Sprachwissenschaft – Wege 
und Stationen (in) der ‚analyse du 
discours‘. In: Handbuch sozialwis-
senschaftliche Diskursanalyse. Band 
2: Forschungspraxis. Hg. von Keller, 
Reiner / Andreas Hirseland / Werner 
Schneider / Willi Viehöfer. Wiesba-
den: VS Verlag für Sozialwissenschaf-
ten, S. 19-65.
Holthuis, Susanne (1993): Intertextuali-
tät. Aspekte einer rezeptionsorien-
tierten Konzeption. Tübingen: Stauf-
fenburg. 
Kämper, Heidrun (2011): Politische 
Wechsel – sprachliche Umbrüche: 
zum Verhältnis von Zeitgeschichte 
und Sprachgeschichte. In: Bock, Bett -
na / Ulla Fix / Steffen Pappert (Hg.): 
Politische Wechsel – sprachliche Um-
brüche. Berlin: Frank und Timme, 
S. 31-50.
Koch-Weser, Erich (1919a): [Grundrech-
tediskussion], zitiert nach Pauly 2004. 
Koch-Weser, Erich (1919b): [Grundrech-
tediskussion], in: Stenografische Be-
richte, 70. Sitzung, 30. Juli 1919, 
S. 2123.
Kristeva, Julia (1972): Bachtin, das Wort, 
der Dialog und der Roman. In: Litera-
turwissenschaft und Linguistik. Er-
gebnisse und Perspektiven. Bd. 3: Zur 
linguistischen Basis der Literaturwis-
senschaft II. Hrsg. v. Jens Ihwe (= Ars 
Poetica; 8). Frankfurt / M.: Athenäum, 
S. 345-375.
Naumann, Friedrich (1919a): Verfas-
sunggebende deutsche Nationalver-
sammlung. 18. Sitzung des Verfas-
sungsausschusses, 31. März 1919. 
Weimar 1919, S. 179.
Naumann (1919b): [Grundrechtedis-
kussion], in: Stenografische Berichte, 
71. Sitzung, 31. Juli 1919, S. 2190
Pauly, Walter (2004): Grundrechtslabo-
ratorium Weimar. Zur Entstehung 
des zweiten Hauptteils der Reichs-
verfassung vom 14. August 1919 un-
ter Mitarbeit von Olaf Hünemörder. 
Tübingen: Mohr Siebeck. 
Schlieben-Lange, Brigitte (1996): Über 
die Notwendigkeit eines Diskurs-Be-
griffs in der Sprachwissenschaftsge-
schichte. In: Brekle, Herbert A. / Edel-
traud Dobnig-Jülich / Helmut Weiß 
(Hg.): A Science in the Making. The 
Regensburg Symposia on European 
Linguistic Historiography. Münster: 
Nodus, S. 233-241.
Schücking, Walther (1919): [Grundrech-
tediskussion], zitiert nach Pauly 2004.
Schulze, Alfred (1919): [Grundrechte-
diskussion], zitiert nach Bollmeyer 
2007.
Warnke, Ingo H. (2000): Diskursivität 
und Intertextualität als Parameter 
sprachlichen Wandels – Prolegomena 
einer funktionalen Sprachgeschichts-
schreibung. In: Warnke, Ingo (Hg.): 
Schnittstelle Text : Diskurs. Frank-
furt / M. u. a.: Lang, S. 215-222.
Warnke, Ingo H. (2002): Texte in Texten 
– Poststrukturalistischer Diskursbe-
griff und Textlinguistik. In: Adamzik,
Kirsten (Hg.): Texte – Diskurse – In-
teraktionsrollen. Analysen zur Kom-
munikation im öffentlichen Raum.
Tübingen: Stauffenburg, S. 1-17
Warnke, Ingo H. (2008): Streudiskurse 
– Wissensverteilung in der Men-
schenrechtsbewegung zwischen glo-
baler Produktion und lokaler Rezep-
tion. In: Stenschke, Oliver / Sigurd
Wichter, (Hg.): Wissenstransfer und








F i l e : D e u t s c h e s _ R e i c h s g e s e t z -
blatt_1919_152_1383.jpg I
